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Offentliche Bekanntmachung (§73 Abs. 1a EnWG) des Festlegungsbeschlusses
betreffend Vorgaben von zusatzlichen Bestimmungen fiir die Erstellung und
Priufung von Jahresabschlussen und Tatigkeitsabschliissen im Gasbereich

Bekanntmachung der Regulierungskammer des Freistaats Bayern

vom 12. Juni 2020, Az. GR-5940/8/5

In dem energiewirtschaftlichen Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgesetzes
(EnWG) i. V. m. § 6b Abs. 6 Satze 1 und 2, Abs. 1 Satz 1 EnWG

betreffend

Vorgaben von zusiatzlichen Bestimmungen fiir die Erstellung und Priifung von Jahresabschliissen
und Tatigkeitsabschliissen im Gasbereich

fasst die Regulierungskammer des Freistaates Bayern als Landesregulierungsbehérde am 12.06.2020 durch
den stellv. Vorsitzenden Johannes Schneider
den Beisitzer Dr. Stefan Kresse
die Beisitzerin Tanja Mayerhoffer
— nachfolgend die ,Regulierungskammer—
folgenden

Festlegungsbeschluss:

1. Adressaten

1.1 Die nachfolgenden Regelungen richten sich grundsatzlich an die durch § 6b Abs. 1 Satz 1 des
Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) kraft Gesetzes verpflichteten Unternehmen in der
sachlichen und ortlichen Zustandigkeit der Regulierungskammer nach § 54 Abs. 2 EnWG und
nach dem Rechtsgedanken des § 6b Abs. 7 Satz 7 EnWG, soweit es sich bei diesen
Unternehmen handelt um

— rechtlich unselbstandige (nicht rechtlich entflochtene) Betreiber von Gasverteilernetzen als
vertikal integrierte Energieversorgungsunternehmen im Sinne des § 3 Nr. 38 EnWG;

— rechtlich selbststéandige (rechtlich entflochtene) Betreiber von Gasverteilernetzen;

— rechtlich selbstandige Unternehmen als Teil eines vertikal integrierten
Energieversorgungsunternehmens im Sinne des § 3 Nr. 38 EnWG, die zu einer Gruppe
verbundener Gasunternehmen gehoren und die mittelbar oder unmittelbar energiespezifische
Dienstleistungen gegeniber einem verbundenen Betreiber eines Gasverteilernetzes, der in
die sachliche und ortliche Zustandigkeit der Regulierungskammer fallt, erbringen; und

— rechtlich selbstandige Unternehmen als Teil eines vertikal integrierten
Energieversorgungsunternehmens im Sinne des § 3 Nr. 38 EnWG, die einem mit ihm
verbundenen Betreiber eines Gasverteilernetzes, der in die sachliche und 6rtliche
Zustandigkeit der Regulierungskammer fallt, Netzinfrastruktur(en) tberlassen.
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1.2

1.3

1.4

2.2

3.2

Nicht von diesem Festlegungsbeschluss erfasst werden die Betreiber von Speicheranlagen,
soweit diese Unternehmen nicht Tenorziffer 1.1 unterfallen.

Ebenfalls nicht von diesem Festlegungsbeschluss erfasst werden Unternehmen, die nur deshalb
als vertikal integrierte Energieversorgungsunternehmen im Sinne des § 3 Nr. 38 EnNWG
einzuordnen sind, weil sie ein geschlossenes Verteilernetz im Sinne des § 110 EnWG betreiben
(siehe § 6b Abs. 8 Satz 1 EnWG).

Sofern ein durch § 6b Abs. 1 Satz 1 EnWG kraft Gesetzes verpflichtetes rechtlich selbstandiges
Unternehmen (mit Ausnahme von rechtlich selbststandigen Netzbetreibern) energiespezifische
Dienstleistungen auch an einen mit diesem Unternehmen verbundenen, vertikal integrierten
Netzbetreiber direkt oder indirekt erbringt, welcher aufgrund fehlender sachlicher oder ortlicher
Zustandigkeit der Regulierungskammer nicht durch diesen Festlegungsbeschluss verpflichtet ist,
und / oder gegentiber einem solchen eine Verpachtungstatigkeit nach § 6b Abs. 3 Satz 2 EnWG
ausubt, gilt die Prifungspflicht nach Tenorziffer 2, die Zuordnung von energiespezifischen
Dienstleistungen nach Tenorziffer 3 sowie die Erweiterung des Priiffungsauftrages nach
Tenorziffer 4 nur fir solche energiespezifische Dienstleistungen und / oder die
Verpachtungstatigkeit gegenlber verbundenen, vertikal integrierten Netzbetreibern, welche in die
ortliche und sachliche Zustandigkeit der Regulierungskammer fallen und mithin durch diesen
Festlegungsbeschluss verpflichtet werden.

Priifungspflicht

Die Adressaten haben — grundsatzlich unabhangig von Erleichterungen, die auf die GréRRe des
jeweiligen Unternehmens abstellen — den Jahresabschluss und gegebenenfalls den Lagebericht
sowie die Tatigkeitsabschlisse durch einen Abschlussprifer priifen und testieren zu lassen. Auf
die Moglichkeit der Stellung eines Hartefallantrages nach Tenorziffer 7 wird hingewiesen.

Sofern die Ausnahmeregelung nach Tenorziffer 1.4 greift, kann sich die Prifung und das Testat
des Abschlusspriifers auf den entsprechenden Tatigkeitsabschluss beschranken, der die
energiespezifischen Dienstleistungen und / oder die Verpachtungstatigkeit gegeniber
verbundenen, vertikal integrierten Netzbetreibern betrifft, welche in die 6rtliche und sachliche
Zustandigkeit der Regulierungskammer fallen.

Zuordnung von energiespezifischen Dienstleistungen

Es wird festgelegt, dass, sofern ein verpflichtetes Unternehmen im Sinne des § 6b Abs. 1 Satz 1
EnWG mittelbar oder unmittelbar energiespezifische Dienstleistungen gegeniber dem
Tatigkeitsbereich Gasverteilung nach § 6b Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EnWG eines verbundenen, vertikal
integrierten Unternehmens erbringt, diese energiespezifischen Dienstleistungen des Erbringers
dem jeweiligen Tatigkeitsbereich Gasverteilung im Sinne des § 6b Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EnWG
zuzuordnen sind.

Es wird festgelegt, dass, sofern zwischen dem eigentlichen Erbringer einer energiespezifischen
Dienstleistung und dem Empfanger der energiespezifischen Dienstleistung im vertikal integrierten
Energieversorgungsunternehmen weitere Unternehmen zwischengeschaltet sind, die Zuordnung
zum entsprechenden Tatigkeitsbereich Gasverteilung im Sinne des § 6b Abs. 3 Satz 1 Nr. 4
EnWG und damit die Pflicht zur Aufstellung von Tatigkeitsabschlissen fir alle insoweit
beteiligten Unternehmen innerhalb des vertikal integrierten Energieversorgungsunternehmens
gelten.

Priifungsauftrag

Die verpflichteten Unternehmen haben im Prifungsauftrag den Prifer zu verpflichten, im
Prifungsbericht im Hauptabschnitt ,Erweiterung des Prifungsauftrags®, dort im Unterabschnitt
~Prufungsschwerpunkt ergdnzende Angaben (Gas) gemal Festlegung der
Regulierungsbehorde, oder in einem Erganzungsband des Priifungsberichts zu den in
Tenorziffern 4.1 bis 4.7 genannten Punkten die entsprechenden Angaben und Erlauterungen des
Verpflichteten beziiglich des Tatigkeitsbereichs Gasverteilung aufzunehmen sowie zu testieren.
Die Angaben und Erlauterungen der verpflichteten Unternehmen kénnen alternativ in einer
Anlage zum Prifungsbericht aufgenommen werden.
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Die Umsetzung dieser Vorgaben kann auch durch einen gesonderten, vom Jahresabschluss
getrennten Priifungsauftrag erfolgen, sofern eine Ubermittlung des gesonderten Priifungsberichts
nach § 6b Abs. 7 EnWG (analog) bis zum Ablauf von acht Monaten nach dem Bilanzstichtag
erfolgt (siehe auch Tenorziffer 5).

Verpflichtete Unternehmen, die nur aufgrund der mittelbaren oder unmittelbaren Erbringung von
energiespezifischen Dienstleistungen und / oder der Verpachtungstatigkeit gegenliber einem
verbundenen, vertikal integrierten Netzbetreiber der Festlegung unterfallen, sind von den
Vorgaben nach den Tenorziffern 4.2.1 bis einschlieBlich 4.2.4 befreit.

Verpflichtete Unternehmen, die nur aufgrund der mittelbaren oder unmittelbaren Erbringung von
energiespezifischen Dienstleistungen gegentiiber einem verbundenen, vertikal integrierten
Netzbetreiber der Festlegung unterfallen und keine Verpachtungstatigkeit ausiiben oder separate
Tatigkeitsabschlisse flr die Dienstleistungs- und Verpachtungstatigkeit aufstellen, sind zudem
von den Vorgaben nach Tenorziffer 4.4 bezlglich der Erbringung von energiespezifischen
Dienstleistungen befreit.

Ubersicht von verbundenen, vertikal integrierten Energieversorgungsunternehmen, die
gegeniiber dem Tatigkeitsbereich Gasverteilung Dienstleistungen erbringen und / oder
Netzinfrastruktur(en) liberlassen

Unter der Uberschrift ,Ubersicht von verbundenen, vertikal integrierten
Energieversorgungsunternehmen, die gegeniiber dem Tatigkeitsbereich Gasverteilung
Dienstleistungen erbringen und / oder Netzinfrastruktur(en) tiberlassen“ sind tabellarisch die mit
dem verpflichteten Unternehmen verbundenen, vertikal integrierten
Energieversorgungsunternehmen mit Angabe einer ladungsfahigen Anschrift darzustellen, soweit
diese im jeweiligen Geschéftsjahr gegeniber dem verpflichteten Unternehmen mittelbar oder
unmittelbar energiespezifische Dienstleistungen und / oder sonstige Dienstleistungen flir den
Tatigkeitsbereich Gasverteilung erbringen und / oder Netzinfrastruktur(en) dem Téatigkeitsbereich
Gasverteilung Uberlassen.

Hierbei sind jeweils auch die Aufwendungen fir die von verbundenen, vertikal integrierten
Energieversorgungsunternehmen gegeniiber dem Tatigkeitsbereich Gasverteilung erbrachten
energiespezifischen und / oder sonstigen Dienstleistungen und / oder iberlassene(n)
Netzinfrastruktur(en) betragsmaRig auszuweisen.

Ergidnzende Angaben zur Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung des Tatigkeitsbereichs
Gasverteilung

Unter der Uberschrift ,Ergédnzende Angaben zur Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung des
Tatigkeitsbereichs Gasverteilung® sind erganzend zur gesetzlich vorgesehenen,
gréRenabhangigen Gliederungstiefe der Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung die in

Anlage 1 (Bilanz) und Anlage 2 (Gewinn- und Verlustrechnung) aufgefiihrten Positionen
auszuweisen, die nachfolgend naher dargestellt werden. Sofern einzelne, geforderte Angaben
aufgrund gesetzlicher Vorschriften ganz oder teilweise in anderen Positionen ausgewiesen
werden mussen, ist die Darstellung entsprechend anzupassen. Alternativ kdnnen die Angaben zu
Tenorziffer 4.2 direkt in die Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung des Tatigkeitsabschlusses
Gasverteilung aufgenommen werden.

Im Einzelnen:
Ausweis des Rohergebnisses

Sofern und soweit einzelne Positionen in der Gewinn- und Verlustrechnung (siehe Anlage 2) im
Rahmen des Jahresabschlusses zu einem Posten unter der Bezeichnung ,Rohergebnis*
zusammengefasst werden diirfen, sind diese Positionen im Priifungsbericht aufgeschlisselt
auszuweisen.

Davon-Vermerke der Umsatzerldse aus Netzentgelten

Bezuglich der Umsatzerldse sind in der Gewinn- und Verlustrechnung (siehe Anlage 2) die
Umsatzerlose aus Netzentgelten als Davon-Vermerk auszuweisen. Hierbei sind die Betrage aus
der Auflésung von Ertragszuschissen, die Betrage aus Sachverhalten betreffend
Ruckstellungen, Biogas, Marktraumumstellung sowie die Betrage aus der Mehr- und
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424

4.2.5

4.2.6
4.2.6.1

4.26.2

Mindermengenabrechnung und aus der Erbringung von Dienstleistungen nicht zu
berlcksichtigen. Ergénzend sind in der Gewinn- und Verlustrechnung folgende Positionen als
Davon-Vermerk der Umsatzerldse aus Netzentgelten auszuweisen:

— die Umsatzerldse aus Netzentgelten mit Unternehmen, zu denen ein Beteiligungsverhaltnis
besteht (§ 271 Abs. 1 des Handelsgesetzbuches (HGB));

— die Umsatzerldse aus Netzentgelten mit Unternehmen, die mit dem Betreiber des jeweiligen
Gasverteilernetzes verbunden sind (§ 271 Abs. 2 HGB);

— bei fehlender rechtlicher Entflechtung des Netzbetriebs des Betreibers des jeweiligen
Gasverteilernetzes (§ 7 Abs. 2 EnWG) die Umsatzerlose aus Netzentgelten mit der
Vertriebseinheit des jeweiligen vertikal integrierten Energieversorgungsunternehmens.

Aufwendungen flr vorgelagerte Netzkosten

Unter den entsprechenden Positionen in der Gewinn- und Verlustrechnung (siehe Anlage 2) sind
die Aufwendungen auszuweisen, die aus der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter
Netzebenen resultieren.

Ausweisung von Erlésen aus oder Aufwendungen fiir Abweichungen von Standardlastprofilen
sowie Mehr- und Mindermengenabrechnungen

Erldse aus oder Aufwendungen fiir Abweichungen von Standardlastprofilen nach § 24 der
Gasnetzzugangsverordnung (GasNZV) -sowie Mehr- und Mindermengenabrechnungen nach

§ 25 GasNZV sind in den entsprechenden Positionen der Gewinn- und Verlustrechnung (siehe
Anlage 2) gesondert als Davon-Vermerk der Umsatzerlése oder der jeweiligen Aufwandsposition
auszuweisen.

Kapitalausgleichsposten

Bilanzielle Ausgleichsposten oder ahnliche Positionen, die dem Ausgleich der Tatigkeitsbilanz
dienen, sind in den hierfir gemafl Anlage 1 (Bilanz) vorgesehenen Positionen gesondert und
ausdricklich als ,Kapitalausgleichsposten® auszuweisen. Das Nichtvorhandensein eines solchen
bilanziellen Ausgleichspostens oder ahnlicher Positionen, die dem Ausgleich der Tatigkeitsbilanz
dienen, ist ausdrlcklich zu bestatigen.

Sofern bei der Aufstellung der Tatigkeitsbilanz kein separater bilanzieller Ausgleichsposten oder
eine ahnliche Position ausgewiesen wird, sondern eine Verrechnung unmittelbar im Eigenkapital
erfolgt, ist diese Vorgehensweise unter Nennung der Verrechnungshdhe gesondert darzulegen.
In diesem Fall ist das Eigenkapital gemaR Anlage 1 (Bilanz) ohne die erfolgte Verrechnung unter
ausdricklicher Nennung des ,Kapitalausgleichspostens® auszuweisen.

Ausweis von Forderungen und Verbindlichkeiten vor Saldierungen

In den entsprechenden Positionen gemaf Anlage 1 (Bilanz) sind fur die Erstellung des
Tatigkeitsabschlusses aus dem Jahresabschluss abgeleitete oder erzeugte Forderungen und
Verbindlichkeiten gesondert in der Hohe auszuweisen, die sich vor einer Saldierung der
entsprechenden Bilanzposition mit einer anderen Bilanzposition ergeben wirde. Dies gilt
ausdricklich nicht fir Saldierungsvorgange, die handelsrechtlich nach § 246 Abs. 2 HGB als
zulassig anzusehen sind.

Gesondert in der Bilanz (siehe Anlage 1) auszuweisen sind insbesondere folgende Positionen:

— Forderungen aus Lieferungen und Leistungen beziiglich Netzentgelten gegeniiber
Unternehmen, zu denen ein Beteiligungsverhaltnis besteht (§ 271 Abs. 1 HGB);

— Forderungen aus Lieferungen und Leistungen beziglich Netzentgelten gegeniber
Unternehmen, die mit dem Betreiber des jeweiligen Gasverteilernetzes verbunden sind
(§ 271 Abs. 2 HGB);

— bei fehlender rechtlicher Entflechtung des Netzbetriebs des Betreibers des jeweiligen
Gasverteilernetzes (§ 7 Abs. 2 EnWG) die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen
bezlglich Netzentgelten gegenlber der Vertriebseinheit des jeweiligen vertikal integrierten
Energieversorgungsunternehmens.
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4.4.3

4.44

445

4.5

Ergidnzende Angaben zu fortwirkenden Schuldbeitritten oder Schuldiibernahmen von
verbundenen Unternehmen mit Bezug zum Tétigkeitsbereich Gasverteilung

Unter der Uberschrift ,Ergéanzende Angaben zu fortwirkenden Schuldbeitritten oder
Schuldiibernahmen von verbundenen Unternehmen mit Bezug zum Tatigkeitsbereich
Gasverteilung® sind in der Bilanz (siehe Anlage 1) neben den Angaben zu solchen
Schuldbeitritten oder Schuldiibernahmen im laufenden Geschaftsjahr Angaben zu
entsprechenden Schuldbeitritten oder Schuldiibernahmen zu tatigen, die fir das laufende
Geschaftsjahr Fortwirkung entfalten. Hierunter fallen insbesondere Schuldbeitritte und
Schuldiibernahmen mit Bezug zu Riickstellungen fiir Pensionen und ahnlichen Verpflichtungen.
Eine Fortwirkung auf das laufende Geschaftsjahr ist gegeben, wenn ohne den Schuldbeitritt
oder die Schuldiibernahme im laufenden Geschéaftsjahr hohere Riickstellungen oder
Verbindlichkeiten im Tatigkeitsbereich Gasverteilung ausgewiesen werden missten. Hierbei sind
jeweils insbesondere die Vertragspartei sowie Leistung und Gegenleistung zu beschreiben und
betragsmaRig anzugeben.

Anlagengitter des Tatigkeitsbereichs Gasverteilung

Unter der Uberschrift ,Anlagengitter des Téatigkeitsbereichs Gasverteilung® ist im Anhang des
Jahresabschlusses eine im Grundsatz den Vorgaben des § 284 Abs. 3 HGB entsprechende
gesonderte Aufgliederung der Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermogens
(nachfolgend das ,Anlagengitter”) beziglich des Tatigkeitsbereichs Gasverteilung auszuweisen.
Alternativ kénnen die Angaben zu Tenorziffer 4.4 direkt in das Anlagengitter des
Tatigkeitsabschlusses Gasverteilung aufgenommen werden.

Dabei sind fur folgende Positionen gesonderte Davon-Vermerke aufzunehmen:

— unter der Position ,Immaterielle Vermogensgegenstande® und dem Unterpunkt ,entgeltlich
erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte u. a. Rechte und Werte sowie Lizenzen
an solchen Rechten und Werten® ein Davon-Vermerk betreffend ,Software®; sowie

— unter der Position ,Sachanlagen® und dem Unterpunkt ,Grundstlicke, grundstlicksgleiche
Rechte und Bauten, einschlielich Bauten auf fremden Grundstliicken“ ein Davon-Vermerk
betreffend ,Grundstiicke”.

Anlageguter, die von mehreren Unternehmen oder von mehreren Sparten eines Unternehmens
genutzt werden (nachfolgend die ,gemeinsamen Anlagen®) sind im Anlagengitter je
Anlagengruppe geordnet in zusatzlichen Zeilen zu erfassen. Dabei sollen auch die wertmaRigen
Anderungen der Anschaffungs- und Herstellungskosten aufgrund unterschiedlicher absoluter
Schlisselungshdhen gegeniliber dem jeweiligen Vorjahr ausgewiesen werden.

Die unter Tenorziffern 4.4.1 bis 4.4.3 genannten Angaben kénnen flir Anlageguter, die unter
Berlicksichtigung der oberen Nutzungsdauerspanne der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 Satz 1 GasNEV
bereits kalkulatorisch abgeschrieben sind, entfallen.

Die Vorgaben unter Tenorziffer 4.4 gelten unabhangig von der Befreiung kleiner
Kapitalgesellschaften (§ 267 Abs. 1 HGB) von der Verpflichtung zur Aufstellung eines
Anlagengitters nach § 288 Abs. 1 Nr. 1 HGB und dem Umstand, dass ein Anlagengitter nach
§ 284 Abs. 3 HGB nur im Anhang anzugeben ist.

Riickstellungsspiegel des Tatigkeitsbereichs Gasverteilung und des
Gesamtunternehmens

Unter der Uberschrift ,Riickstellungsspiegel des Tatigkeitsbereichs Gasverteilung und —
gegebenenfalls — des Gesamtunternehmens*® sind im Anhang des Jahresabschlusses der
Ruckstellungsspiegel des Tatigkeitsbereichs Gasverteilung und gegebenenfalls der
Ruckstellungsspiegel des Gesamtunternehmens, jeweils des abgeschlossenen Geschaftsjahres,
darzustellen. Anzugeben sind je Riickstellung Anfangsbestand, Verbrauch, Auflésung, Zufiihrung
und Endbestand. Zusatzlich ist je Rickstellung anzugeben, in welchen Positionen der Gewinn-
und Verlustrechnung und Bilanz die Betrage verbucht wurden. Die erforderliche
Mindestgliederungstiefe der jeweiligen Rickstellungsspiegel ergibt sich aus § 266 HGB.
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4.6

4.7

4.71

4.7.2

7.2

Verbindlichkeiten aus Gewinnabfiihrungsvertragen mit Bezug zum Tatigkeitsbereich
Gasverteilung

Unter der Uberschrift ,Verbindlichkeiten aus Gewinnabfiihrungsvertragen mit Bezug zum
Tatigkeitsbereich Gasverteilung“ sind in der Bilanz (siehe Anlage 1) etwaige, sich zum
Bilanzstichtag aus Gewinnabflihrungsvertragen ergebende Verpflichtungen zur Auskehrung des
im Geschaftsjahr angefallenen Gewinns sowie der entsprechende, auf den Tatigkeitsbereich
Gasverteilung entfallende Anteil betragsmafig auszuweisen.

Erlauterung der Veranderung der empfangenen Ertragszuschiisse, Investitionszuschiisse
und passiven Rechnungsabgrenzungsposten

Unter der Uberschrift ,Erlauterung der Veranderung der empfangenen Ertragszuschiisse
(Baukostenzuschiisse und Netzanschlusskostenbeitrage), Investitionszuschiisse und passiven
Rechnungsabgrenzungsposten® ist im Anhang des Jahresabschlusses eine Erlauterung der
Veranderung der Bilanzpositionen fiir

— empfangene Ertragszuschiisse (Baukostenzuschiisse und Netzanschlusskostenbeitrage);
— empfangene Investitionszuschiisse; und

— passive Rechnungsabgrenzungsposten, falls darin Baukostenzuschiisse und
Netzanschlusskostenbeitrage und / oder Investitionszuschiisse enthalten sind

vorzunehmen.

In der Erlauterung sind die jeweiligen Jahresanfangs- und Jahresendbestande der
Bilanzpositionen, die Zugange, Abgange, Umbuchungen und Zuschreibungen sowie die
Aufldsungen im einschlagigen Geschaftsjahr zu nennen. Sofern im einschlagigen Geschéftsjahr
Baukostenzuschiisse, Netzanschlusskostenbeitrage und / oder Investitionszuschiisse bereits
direkt, aktivisch von den Anschaffungs- und Herstellungskosten gekirzt wurden, ist dies
ebenfalls zu erldutern.

Ubermittlung des Priifungsberichts

Die Adressaten haben kraft Gesetzes den Priifungsbericht nebst Ergadnzungsbanden
unverziglich nach Feststellung des Jahresabschlusses bei der firr die Bearbeitung des jeweiligen
Adressaten verantwortlichen Bezirksregierung einzureichen (§ 6b Abs. 7 Satz 1 EnWG). Die
Einreichung des Prifungsberichts samt Erganzungsbanden hat spatestens bis zum Ablauf einer
Frist von acht Monaten nach Abschluss des Geschéftsjahres zu erfolgen. Bei der Fristsetzung
nach Satz 2 handelt es sich ausdriicklich nicht um eine Festlegung im Sinne des § 29 Abs. 1
EnWGi. V. m. § 6b Abs. 6 Satz 1 EnWG, sondern um eine behdérdliche Fristsetzung, die in
begriindeten Ausnahmefallen einer Verlangerung durch die Regulierungskammer zuganglich ist.

Zeitpunkt der Bekanntgabe und Anwendungszeitraum

Dieser Festlegungsbeschluss gilt am Tag nach der Bekanntmachung im Amtsblatt als bekannt
gegeben (§ 73 Abs. 1a Satz4 EnWG i. V. m. § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG). Hierauf wird geman
§ 73 Abs. 1a Satz 3 Halbsatz 2 EnWG (analog) ausdriicklich hingewiesen. Er ist flr die
Jahres- und Tatigkeitsabschlisse der Adressaten mit einem Bilanzstichtag ab dem 31.12.2020
anzuwenden. Auf die Moglichkeit der Stellung eines Hartefallantrages nach Tenorziffer 7 wird
hingewiesen.

Hartefallregelung

Die Regulierungskammer kann einzelne Adressaten auf Antrag nach pflichtgemaRem Ermessen
von der Verpflichtung zur Beachtung einzelner Tenorziffern oder samtlicher Tenorziffern dieses
Festlegungsbeschlusses befreien, wenn deren Beachtung fir das jeweilige Unternehmen zu der
Entstehung einer unzumutbaren Harte flihren wirde.

Eine unzumutbare Harte fir ein Unternehmen ist — unbeschadet Tenorziffer 7.3 — gegeben, wenn
die Beachtung einzelner Tenorziffern oder samtlicher Tenorziffern dieses
Festlegungsbeschlusses fiir das jeweilige Unternehmen zu einem unverhaltnismalig hohen
Arbeits- oder Kostenaufwand fiihren wiirde. Bei der Priifung des Vorliegens einer unzumutbaren
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7.3

7.31

7.3.2

7.3.3

7.3.4

7.4

Harte ist insbesondere auf die Relation zwischen den kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen oder
den Umsatzerldsen des jeweiligen Unternehmens und den fir die Beachtung der Tenorziffern
dieses Festlegungsbeschlusses anfallenden (zusatzlichen) Kosten, insbesondere fiir die
Umstellung des Rechnungswesens sowie die Beschaftigung eines Wirtschaftspriifers oder
anderer Unternehmensberater, abzustellen. Das jeweilige Unternehmen hat das Vorliegen einer
unzumutbaren Harte nachzuweisen.

Eine unzumutbare Harte liegt — unabhangig von den Eigentumsverhaltnissen und der Rechtsform
des jeweiligen Unternehmens — in der Regel vor

im Falle von rechtlich unselbstandigen und rechtlich selbstandigen Netzbetreibern,

— sofern fur diese Unternehmen kalenderjahrliche Erlésobergrenzen nach § 29 Abs. 1 EnWG
i. V.m. § 4 Abs. 1 und 2 der Anreizregulierungsverordnung (ARegV) festgelegt wurden, wenn
die kalenderjahrliche Erlésobergrenze fiir das Kalenderjahr vor dem Jahr, auf das sich der
fragliche Jahres- und Tatigkeitsabschluss bezieht, abzliglich des Kostenanteils nach § 11
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV eine Hohe von EUR 300.000,00 (netto) unterschreitet;

— sofern fur diese Unternehmen nach § 1 Abs. 2 ARegV i. V. m. § 23a EnWG (ibergangsweise
eine Netzentgelt-Genehmigung fiir das Kalenderjahr vor dem Jahr, auf das sich der fragliche
Jahres- und Tatigkeitsabschluss bezieht, erteilt wurde, wenn die Netzkosten, auf denen die
diesbezugliche Verprobungsrechnung basiert, um die Kosten oder Erlése der
Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen bereinigt, eine Héhe von EUR 300.000,00
(netto) unterschreiten;

im Falle von Erbringern von energiespezifischen Dienstleistungen gegeniiber einem
verbundenen Netzbetreiber, wenn (i) deren gesamte Umsatzerldése aus der Erbringung von
energiespezifischen Dienstleistungen gegentiber verbundenen Netzbetreibern in dem Jahr vor
dem Jahr, auf das sich der fragliche Jahres- und Tatigkeitsabschluss des Dienstleisters bezieht,
eine Hohe von EUR 300.000,00 (netto) unterschreiten und (ii) die Umsatzerlose aus der
Erbringung von energiespezifischen Dienstleistungen gegenliber dem jeweiligen verbundenen
Netzbetreiber eine Hohe von fiinf Prozent der kalenderjahrlichen Erldsobergrenze des jeweiligen
verbundenen Netzbetreibers fir das Kalenderjahr vor dem Jahr, auf das sich der fragliche
Jahres- und Tatigkeitsabschluss des Dienstleisters bezieht, abzlglich des Kostenanteils nach

§ 11 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 4 ARegV nicht Giberschreiten;

im Falle der Uberlassung von Netzinfrastruktur(en) gegeniiber einem verbundenen
Netzbetreiber, wenn (i) deren gesamte Umsatzerlése aus der Uberlassung von
Netzinfrastruktur(en) gegeniiber verbundenen Netzbetreibern in dem Jahr vor dem Jahr, auf das
sich der fragliche Jahres- und Tatigkeitsabschluss des Uberlassers bezieht, eine Héhe von

EUR 300.000,00 (netto) unterschreiten und (ii) die Umsatzerlése aus der Uberlassung von
Netzinfrastruktur(n) gegeniiber dem jeweiligen verbundenen Netzbetreiber eine Hohe von finf
Prozent der kalenderjahrlichen Erldsobergrenze des jeweiligen verbundenen Netzbetreibers fir
das Kalenderjahr vor dem Jahr, auf das sich der fragliche Jahres- und Tatigkeitsabschluss des
Uberlassers bezieht, abziiglich des Kostenanteils nach § 11 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 4 ARegV nicht
Uberschreiten.

Wurde in den Fallen des 7.3.2 und des 7.3.3 fiir das Kalenderjahr vor dem Jahr, auf das sich der
fragliche Jahres- und Tatigkeitsabschluss des Dienstleisters oder Uberlassers bezieht, eine
kalenderjahrliche Erldsobergrenze flir den jeweiligen verbundenen Netzbetreiber nicht festgelegt,
sondern Ubergangsweise eine Netzentgelt-Genehmigung erteilt, so ist fir die Bestimmung des
Schwellenwertes von flinf Prozent auf die Netzkosten, auf denen die diesbeziigliche
Verprobungsrechnung basiert, um die Kosten oder Erldése der Inanspruchnahme vorgelagerter
Netzebenen bereinigt, abzustellen.

Der Antrag nach Tenorziffer 7.1 ist unverziiglich, fir Jahresabschliisse und Tatigkeitsabschliisse
mit dem Bilanzstichtag 31.12.2020 spatestens jedoch bis zum Ablauf einer Frist von drei
Monaten nach dem Wirksamwerden dieses Festlegungsbeschlusses nach Art. 43 Abs. 1 Satz 1
des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) i. V. m. § 73 Abs. 1a Satz 3
EnWG zu stellen. Fir Jahresabschliisse und Tatigkeitsabschlisse mit einem Bilanzstichtag nach
dem 31.12.2020 ist der Antrag nach Tenorziffer 7.1 unverziglich, spatestens jedoch bis zum
Ablauf der ersten neun Monate des jeweiligen Geschaftsjahres zu stellen. Der Antrag ist in
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Schriftform oder in Textform (insbesondere per E-Mail) bei der Regulierungskammer zu stellen
und durch das antragstellende Unternehmen zu begriinden. Bei der Fristsetzung nach Satz 1
und Satz 2 handelt es sich ausdriicklich nicht um die Festlegung einer (Ausschluss-)Frist im
Sinne des § 29 Abs. 1 EnWGi. V. m. § 6b Abs. 6 Satz 1 EnWG, sondern um eine behérdliche
Fristsetzung ohne Ausschlusswirkung, die in begriindeten Ausnahmefallen einer Verlangerung
durch die Regulierungskammer zuganglich ist.

8. Anderungs- und Aufhebungsvorbehalt

Die Regulierungskammer behlt sich eine Anderung und Aufhebung der in diesem
Festlegungsbeschluss getroffenen Entscheidungen im Hinblick auf die (héchstrichterliche)
Rechtsprechung betreffend die einschlagige Festlegung der Bundesnetzagentur vom
25.11.2019, BK9-19/613-1, vor. Unabhangig davon, ob ein Adressat Beschwerde gegen die
vorgenannte Festlegung der Bundesnetzagentur eingelegt hat, wird die Regulierungskammer
jede zukiinftig zugunsten des Adressaten wirkende Anderung oder Aufhebung dieser Festlegung
berticksichtigen. In diesem Fall wird die Regulierungskammer eine Anderung oder Aufhebung
der vorstehend in diesem Festlegungsbeschluss getroffenen Entscheidungen in dem durch die
Anderung oder Aufhebung der Festlegung der Bundesnetzagentur veranlassten Umfang
durchfiihren. Diesbezlglich wird sich die Regulierungskammer nicht auf eine etwaige
Bestandskraft des vorliegenden Festlegungsbeschlusses berufen.

9. Kosten

Die Regulierungskammer ist gemafR § 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 EnWG grundsatzlich dazu
verpflichtet, fir Festlegungen nach § 29 Abs. 1 EnWG Kosten (insbesondere Geblihren) geltend
zu machen. Bei Festlegungen, die nach § 73 Abs. 1a EnWG &ffentlich bekanntgemacht werden,
wird im Grundsatz keine Gebiihr erhoben (§ 91 Abs. 1 Satz 3 EnWG). Die Regulierungskammer
verzichtet darauf, nach § 91 Abs. 1 Satz 4 EnWG fir diesen Festlegungsbeschluss Gebiihren
festzusetzen.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diese Entscheidung ist nach § 75 Abs. 1 EnWG die Beschwerde zulassig. Sie ist schriftlich binnen
einer mit der Zustellung der Entscheidung beginnenden Frist von einem Monat bei der
Regulierungskammer des Freistaates Bayern, Prinzregentenstralle 28, 80538 Miinchen (Postanschrift:
80525 Miinchen) einzureichen. Zur Fristwahrung genligt jedoch, wenn die Beschwerde innerhalb dieser Frist
bei dem zustandigen Beschwerdegericht, dem Oberlandesgericht Miinchen, eingeht (§§ 75 Abs. 4,

78 Abs. 1 EnWG).

Die Beschwerde ist zu begriinden. Die Frist fir die Beschwerdebegriindung betragt einen Monat. Sie beginnt
mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder der Vorsitzenden des
Beschwerdegerichts verlangert werden (§ 78 Abs. 3 EnWG). Die Beschwerdebegriindung muss enthalten

(§ 78 Abs. 4 EnWG):

1. die Erklarung, inwieweit die Entscheidung angefochten und ihre Abanderung oder Aufhebung beantragt
wird, sowie

2. die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stiitzt.

Die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegriindung missen durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet
sein (§ 78 Abs. 5 EnWG).

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG). Auf Antrag kann das
Beschwerdegericht die aufschiebende Wirkung anordnen (§ 77 Abs. 3 Satz 4 EnWG).

Stellv. Vorsitzender Schneider
Beisitzer Dr. Kresse

Beisitzerin Mayerhoffer
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Hinweis:

Die Regulierungskammer hat den vollstandigen Festlegungsbeschluss flir den Strombereich
(Gz. GR-5940/8/5) einschlieRlich seiner Anlagen auf ihrer Internetseite veroéffentlicht. Die vorgenannten
Dokumente kdnnen unter

https://www.regulierungskammer-bayern.de > Veroffentlichungen

abgerufen und heruntergeladen werden.

Die Vorsitzende der Regulierungskammer

Karin Dichtl-Rebling
Ministerialratin

Seite 9 von 12


https://www.regulierungskammer-bayern.de/veroeffentlichungen

24. Juni 2020

BayMBI. 2020 Nr. 354

umsodsypia[Esnel
wianaxs awarel ansseq 3|
uaisodstunzuafgessunuy>ay |

BN

UGEUUMaS Sne UAPIPUGIOA sne uorep|

LunmpppUIA )

uasuniaispny sl

Iendeyusa v

TunupassansusTauIan 19p SnE FERSGSPAIEEIRUN AV 3|
wianais oware q
uaisodssunzus.dqessunuyaay |

i Bumu

Lwosquuannerwn g

uaouanaBeiuy v

.
uayeuassBeidey ssuta -
(89H Z pun T 'sqv 992§) zueyy

wianaxs aware) anssed 3|
uaisodstunzuaiBgessunuy>ay |

usBunispiog ap
waBunisi2) pun e vayny

RPN )

uasuniispony sl

Iendeyuasa v

BunupaisansusTguIaA 13p Sne FERSGSPRIERUN AY 3|
wianais awae swwAy
uaisodssunzussqessunuyaay |

A3 599 YauRSGaUIA 29

wap s ap oL

T

uaSouusnneiun ‘g

usrsodsippIBsneIede
wianays aware anssed 3|
uaisodstunzuaiBqestunuysay |

YIPIS Ua[E10S 13p UBEY Wi UoKep

13 U39 Y UL T8 Uy
EMEY

UawIyauIIN UauapUNGsaA 188 U

UL USUIPUNGHA 1T USAPIPUGIIA S
Psu39/ 32U9310 Bun|RISSTY 19P pun

19542 13U2BOZ38 UyeULY 13P STC USHIAUIPUIIA 'S
193uns2pi03 199 FunsaIpIeS uo.

ustumsa sne uayony
uaBun3sia1 pun UaBULLBLAN Sne By
waBuniaisag e vasunyezUY o
uansunpay 0 Uy
19aanuoy vorep.

spnsanas 2

pny gl
uaBepnauuma asspue 5
By aSgeusuzIEs €
UBGELIBUN URIB235G LR 33P0
UapUaDSIIRY WauR e R 0y AFeraNY T
ateppny aumased 1
jendeyuons ]

TunuipassansusIouIaA 13p Sne FERSGSPAERIN AY 3|
wianais a1warel swpAy “Q
uaisodssunzuaiaqessunuypay -|

osodeduam 98suos 7
UGN UIPUNGIIN UE DAY T

oBHPUIIA 25
Bunaipies auyo apugisuaaBsuaBousan BSOS &

pies o

usBunsian pun uast sne uagunsspios &1

UaBus1 pun UaBULR}aN sne waBUNIIPIS T

waBunyyezuy IS8
Uasenn pun assiuBnozi3 381 €

uaBuNISI] 98ajun ‘2551uBNazs3 BN T
ayj0issqauIag pun -5

[reT——

uaBunyasny a81suos 9
susBouwanaBlluy sap 1adedLam 'S

auLpseIN pun UaBeluy aUSIGRRL T
upnISpUNIS Uapwal e UaIneg 14U
UaKneg pun a3y SUBSEMSUNIE PNSPUNID T
T T

BNz 21151938
VIR 33P0 -SpUDSDD E

a3 pun U139 ULPIOS Ue UZUZ aOS

uam pun auaay g opRITINDS
QNS "UaUOISSR2U0) IO D)
avap pun 23432 e

U SIS 342QUNIB eS8 154PS T

PSS STPITET |

ustouanagejuy v

Y
~usiepssBieudeN O30 -

(89H z pun T 'sqv 992§) zueya

uorsodsipiBseIEIden
wianaxs aware anssed 3|
uaisodstunzuaiBqestunuysay g

asans ua

05 1ap uawyey i vonep
wianais sne uonep

q
U Uauap 1 “UauwausaN 138

APIPUGIN et
wBuns] pun UaBUIRAT sne a1 Ay

ey T

uaegpUGRA |

wBeppniuma 2s9pue
oSy Sigeusaunzies €

UBRLBAUN U213 WU 1390
uapuDSIIDY WaUR Ve Y 0y ABerNY T
afeppny auzased 1

Jendexuon |

TunuipaisansusIouLIaA 13p SN FERSGEPANERIN SAY 3|
wianais a1warel oWy “Q
uaisodssunzuaiaqessunuyaay |

osmdeduom 9Bsuos 7
UL UUIPUNGION UE DAY T

unsapies auo
13 Ua3p Y UL

BNy iSRS
Uasenn pun assiuBnozi3 381 €
uaBuns] 38ajun ‘2551uBNazs3 BN T
2440185421308 PUn -SJIH 40y T

SR
[re——

uaBunyfnY 38115U05 9
susBousanaBluy sap 12dedLam 'S
1530 spipysAsIund)

1o Uauap s UatuaLUN Ue ua
st
LRI auBpUNGIA Ue ua
BRI UoIpUNGIA Ue 3

aupseIN pun UaBeluy aUSIGRL T
UPPNISpUNIS Uapwa e UaINe 4SS
Uatneg pun a3y SUBBSMSUNIE PNSPUNID T
TR T

wsBunyezuy 2115198
VomUBIL 1990 SUPPSDD
a3 pun U 1y3aY UBPIOS Ue UaZUaZ oS
uam pun aupay m SPRITINDS
UM "UaUOIS532U0) UAGIOMID WINBIS T
uap pun 2343 I
U 914321211425 3pGIIMIS 2UaeY598 15GIS T
PSS, STPATET |

ualounanatejuy v|

Y
~usyeupsijasadiendey 2g0i0 -

(89H z pun T 'sqv 992§) zueyg

5/8/0v65-49 Bundaisa4 unz (zueyig) T a8ejuy

Seite 10 von 12



24. Juni 2020

BayMBI. 2020 Nr. 354

e RaGIUa}Sa el /SnS oGNS 5

wianais |
uaBunpuamyny aBsuos ol

uaBunqrapsqy |

puemjneleuossag |

s 13p pun uap uonep

ua1soxnaN 212Fe(3I0N Inj USBUNpUMINY LOASP.
puemyneleuaie €

o813 a8nsuos |

113 53P UBYUIZSARILIZA 13p L BUMYDAAU3 JBDINYB 19PUBIY3) 13G UONEp
PUIS USPUNGIIN J2qBAIGTIDN WIP YU 21P ‘UIWIUIZAUN 1 UOAEP
1421530 51UIIE4IAASIUNS 212 UIB UaU3P YL ‘UBLIYRUIRIU Yl UOAEP

umjaBuaziaN sne asoazeswn T'T

-Juai sop.

jonep
asopaniesun 1}

uaiyepsAUSONBESLN I

e na I a5sa el /SN oaTsO e g

usmnais

uaBunpuamyny aBsuos 9|

uaBungApsaY s|

puemjneleuosiag |

ajsoyIaN 21125128108 inj UIBUNPUIMNY UORED.

1o J2p pun P sne uonep.

puemjnefeLzIEN €|
8en3 aBnsuos |

A3 sap A 139 Wi BUMYDAT JIDIAP3 JIPUBINR) 19G UOnEp
wap yw aip uonep
1431590 SIUNEYIASBUNGIII3G D USUIP U ‘UIWIUIZAUN 1 VRSP

uayaRuazIaN sne asopianIeswN T'T

1o J2p pun uap sne uonep
asopanesuin T

UBlyepBARISORLIESIO |

B1iap}eL UNID “PUIS UBSSNIYISNZINE “T'7'p 13}1210UBL 13P BGEBFEIN UPEU 1PLBGSTUNINIG W1 BIP ‘BOH T 'S 9LZ § N1 12qep.

T E e TR

usanais 28nsuos 's1|
wianals yeu s1ugaBia T

Ses143 Won pun UaWIONUI3 WoA uIaNs €T

uawyausAUN uapuUng

jan ue uonep

‘uaBunpuBMNY 3U1uYE PUN UBSUIZ 7T

1

UBWYBIBIUN UBUIPUNGI3A SNE UOREP

o8eni3 o

e pun uasuz 28suos 01|

UBWYBLIBIUN UBUIPUNGI3A SNE LOREP

o pun uasaidedyiom uasap 36|

uawyaLIEN UaURPUNG.

uassoy

A sne uonep

28 sne 333 g
113q 28nsuos |
12q 23su0s ‘|
s8unyemian aupwasie s|

uarsoxsqaLIIRA ]

Lziesuin won siugagiaonnIg g

“a 53p pun uon uonep
19N 21138e[a810 ny uBBUNpUAMYNY UORED.
LusBumsia1 5

A3 53p 34UIBSGBLLIBA 13 Y BUMILPBLIU3 U2 3PU[Y2} 3G UOAED.
PUIS U3PUNGION J2GIB1AZIDN WP I B1P “UBWIAULIZ U UONEP
12159 SIUIIEYSIASUNBYI212 UID YOI I “UDLIBUIANUN LI UOARP.

uayEBiuazIN sne asppaTIeswIN TT

Jp pun uon

uaiyepaAUISOXZIESWN Il

uonep
asppaneswin ]

TR I4ojsO el [SSTpsIoaRsIel LT

usana3s a3suos ‘9T
usana)s yoeu suqass3 'st|

61113 WIOA PUN UBWWIONUI3 WOA WINAS "PT|

uaLyaLAUN auapURGIA

ue onep.

uaBunpUBMJnY AUIuE pun LRSUIZ ‘€T

YTY 59 7T saymoval uap

e naqRjsaIEl/SnUSIaqsaer o]

usanais aBnsuos T

wianals yoeu s1ugasa 1]

e1113 WOA pUN UBLIWONUI3 WoR UIAN3NS ‘€T
UaWYLIAUN UapURGIAA UE UONRP

‘usBunpuBMNY 3UpIIUYE PUN UBSUIZ 7T

o 1
UaWyBIZIUN UAUIPUNGI2A SNE UOKED

986113 ay2luye pun uasuiz 38nsuos 0]
UaWyBUIZIUN UAUIPUNGI3A SNE UOKEP

pun uasaidedyiam uasap! 113 g
UaWYBIZIUN UAUIPUNGI3A SNE UOKEP

uaBundyaag sne a3en3 g

uasoys3unyiemiap auawae |
uarsoxsqaLan 1|
Lziestn won sugagiaonnig °g

“ua 53 uon uonep
ualsoynaN aViaBe[aBion iny usBuUNpUAMNY UoREP

LwaBumsiay 5 d

A3 9P UBUUIBSARLIRA Jap s BUNRU3 Jau

PUIS USPUNGIIN 12GRAIGZION WP Y 3

12153 S1UIIgYIAASUNB2128 UID UaUAP i

uayRBuaTIaN sne asopazIeSwN T'T

UawyasEN UaURPUNG

A sne uonep

UawyaLIEIN UaURPUNG.

A sne uonep

uaBungaapsay

SunBiosiansianly Inj uonep.

Jaey29 pi

e 53p pun uon uonep
ualsoynIaN a}ia3e[aBion iny UsBUNpUIMNY UoAEP

1205 (
un auyen (e
puemynejeuosiaq g

uaBumisia1 228022 0y UaBUNPUIMNY (4

A 53p pun uon uonep
uasem auaBozaq Jny pi

Lofen

8 PUN -5} "oy Jny UaBunpuAMNY (2

puemynejeuae |
43 a21IgaLaq a8nsuos ‘v

LuaBumSiaIuaBi3 SBIAIe 21apue g

nna uonep
PUIS USPUNGION 12GI213GZIDN WaP Yl B1P ‘USRI U UoAEp
131539 SIUIPYIIASTUNBI219 UID UIUIP W ‘URIYBUIANUN L UOARP

7

uayaBIuaIaN Sne asopazIestin T'T

e 53 uon

UBlyepBAUISON eSO |

uonep
sasopaniesun ]

“HaiN s2p. uon sne vonep
Lasgpeniesuin ]

ualyepaURISONESW Il

TGRSO [SSTpsIOaTSIer L1

wianais o8suos 91

wionars yeu siqaBia ]

51113 WIOA pUn UBWIWORUI3 WO wiaNals v
UauyaIUN auapUNGIa Ue UonEp

usBunpuIMnY 3UpyE Pun UISUIZ €T

“uapi0gad nu apsaan

SIS IEr/SSnupsIaansaer o1

usanais 28suos ‘ST

wsana1s yeu s1ugaBia b

5813 Won pun UaWIOYU3 Won uIaNIs €|
UALLYALIAUN AUIPUNGIIA UE UONEZP.

‘uaBunpuaMNY 2U1udg pun uasuIZ 7L

1

UBWYBIBIUN UBUZPUNGI3A SNE UOREP.
/e pun asuiz 2Bsuos 01|
UBWYBIEIUN UBUZPUNGI3A SNE UOKEP.

P d
UBWYBLIEIUN UBUZPUNGI3A SNE UOAEP.

26 sne 33113 g
uaBunpuamyny ayaiigaLaq 28nsuos |
2883 2y2)ga113q 2Bsu0s ')
uapsoysBumjensap auwase |
ustsoysaaIN b

Zesuin won siugaBiaonnIg ‘el

] ! 1
UL UAUZPUNGIN 2 UONED

o3 supyuug pun ussurz oZsuos 1T
UL VaEPUNGIN 2 UONeD

i i ‘pue sne afei3 ‘01|
UL UAUIPUNGIN 2 UONED

“uafunarog sne o313

uaBunpuamyny 3y11Ga1I3q 38suos 'g|

9p uy 2y (@

uaBungapsqy |
Sungiosiarsiany inj uonep

Ja3eya0 pun au1 (e
puemynejeuosiag °g

ua s3p. sne vonep
ualsoNIaN 3}iaBe[aBi0n inj UBBUNpUAMYNY oKD
uaBumsia1 auaB0zaq iny USBUNPUIMINY (G

a3 uap uon uonep
Uase auadozaq iny pun 1 o Jny uaBunpuay
.puemyneleuaen s|
42381113 3U21GLI2q 28sus '
LuaBuMSIa|uaB13 SVBIAe 213pue °E
3 uasiuiay ue spueisag Sunyou3 -]

14921 13pUB 43} 19 UoREP

uayaBuazIaN sne asojiazIeswN T'T

1o J3p pun uap uonep
Lasopaniesuin ]

Uallje}iaNUISONIWESSD |

s3p pun uap uonep
ualsoynIaN 211a5e[2B10n iny UBBUNPUAMNY UORED.
5

VA3 5P 3UIBSARLLIBA 13 Y BUMLPBLIUI LIP3 J3PUBIY23 12G UOAED.
W3 1w 31p ‘USWIRUIAN W UOREP.

yeisaq U2 UBU3P 11 “UBWI IR U UoNEp
unptiuaziay sne asppeneswn T
12p pun uap uon uonep.
asouaneswn 1}
uBiyepBAUISONZIESLU il

enaqIiajsaner/Snups oqnsaer L1

wianaas sfsuos ‘g

wionays yoeu syuqoBsa 1]

64143 WOA pUn UIWIONUL3 WOA UINIS T
UaRWIZIN 2UPUNGIIA UE UOAED

uaBunpuamjny aupijuYg pun ussuiz ‘)

UBIUIIIN URUIPUNGION SNE UOAED
“ogn3 auptuy
U V3R

uaBunpuamjny aua1IgaIq 2Tsuos g
UaNa1SI3GN UIBUNGAPSGY UGN YeLpsifasaBlendey

uaeuelpes

uaBungaapsay °
BunBiosiansiayy Inj uonep.

seya0 pun augen (e
puemynereuosiag 9

s3p pun uap uon uonep
uasoynIaN 2)ia3e[aBi0n iny UBBUNUIMNY UOAED
uaBumsia1 ausHozaq Inj uadunpuaMNY (G

s3p pun uap uon uonep

puemnelepzieiy °5|
28143 2y1qa119q 93suos |
uaBunisia|uad3 uanIye 21apue e|

A3 sap 12q uonep
PUIS U3pUNGIaN JGI21GTIN Wap
121529 SIPYIIASTUNYI13G UID UIUIP W ‘USYRU.
ualEBiuazIaN sne asopezIesIN TT
“a 53p pun uon uonep
asouazesuin T

UBlyepBAURISONILESO |

(89H § pun € ‘2 *SQV 5£2§) BunuydAASNLIAA Pun -UuIMaD

(89H S pun € ‘7 'sqV 5£2§) BunuydansnpiaA pun -uuiman

(89H § PuN £ ‘Z *SqV §/2§) BunuydaASNLIAA PUnN -UuIMaD

(89H § Pun £ ‘2 *SQV 5/2§) BunuydAASNLIAA PunN -UuIMaD

5/8/0v65-49 Bundaisa anz (AnD) Z 3Bejuy

Seite 11 von 12



BayMBI. 2020 Nr. 354 24. Juni 2020

Impressum

Herausgeber:

Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josef-StrauR-Ring 1, 80539 Miinchen

Postanschrift: Postfach 220011, 80535 Miinchen

Telefon: +49 (0)89 2165-0, E-Mail: direkt@bayern.de

Technische Umsetzung:

Bayerische Staatsbibliothek, LudwigstralRe 16, 80539 Miinchen

Druck:

Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech, Hindenburgring 12, 86899 Landsberg am Lech

Telefon: +49 (0)8191 126-725, Telefax: +49 (0)8191 126-855, E-Mail: druckerei.betrieb@jva-ll.bayern.de

ISSN 2627-3411

Erscheinungshinweis / Bezugsbedingungen:

Das Bayerische Ministerialblatt (BayMBI.) erscheint nach Bedarf, regelmaRiger Tag der Veréffentlichung ist Mittwoch. Es wird im Internet auf der
Verkindungsplattform Bayern www.verkuendung.bayern.de veréffentlicht. Das dort eingestellte elektronische PDF/A-Dokument ist die amtlich verkiindete
Fassung. Die Verkindungsplattform Bayern ist fir jedermann kostenfrei verfiigbar.

Ein Ausdruck der verkiindeten Amtsblatter kann bei der Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech gegen Entgelt bestellt werden. Néahere Angaben zu den
Bezugsbedingungen kénnen der Verkiindungsplattform Bayern entnommen werden.

Seite 12 von 12



	Öffentliche Bekanntmachung (§73 Abs. 1a EnWG) des Festlegungsbeschlusses betreffend Vorgaben von zusätzlichen Bestimmungen für die Erstellung und Prüfung von Jahresabschlüssen und Tätigkeitsabschlüssen im Gasbereich 
	1. Adressaten 
	1.1 
	1.2 
	1.3 
	1.4 

	2. Prüfungspflicht 
	2.1 
	2.2 

	3. Zuordnung von energiespezifischen Dienstleistungen 
	3.1 
	3.2 

	4. Prüfungsauftrag 
	4.1 Übersicht von verbundenen, vertikal integrierten Energieversorgungsunternehmen, die gegenüber dem Tätigkeitsbereich Gasverteilung Dienstleistungen erbringen und / oder Netzinfrastruktur(en) überlassen 
	4.2 Ergänzende Angaben zur Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung des Tätigkeitsbereichs Gasverteilung 
	4.2.1 Ausweis des Rohergebnisses 
	4.2.2 Davon-Vermerke der Umsatzerlöse aus Netzentgelten 
	4.2.3 Aufwendungen für vorgelagerte Netzkosten 
	4.2.4 Ausweisung von Erlösen aus oder Aufwendungen für Abweichungen von Standardlastprofilen sowie Mehr- und Mindermengenabrechnungen 
	4.2.5 Kapitalausgleichsposten 
	4.2.6 Ausweis von Forderungen und Verbindlichkeiten vor Saldierungen 
	4.2.6.1 
	4.2.6.2 


	4.3 Ergänzende Angaben zu fortwirkenden Schuldbeitritten oder Schuldübernahmen von verbundenen Unternehmen mit Bezug zum Tätigkeitsbereich Gasverteilung 
	4.4 Anlagengitter des Tätigkeitsbereichs Gasverteilung 
	4.4.1 
	4.4.2 
	4.4.3 
	4.4.4 
	4.4.5 

	4.5 Rückstellungsspiegel des Tätigkeitsbereichs Gasverteilung und des Gesamtunternehmens 
	4.6 Verbindlichkeiten aus Gewinnabführungsverträgen mit Bezug zum Tätigkeitsbereich Gasverteilung 
	4.7 Erläuterung der Veränderung der empfangenen Ertragszuschüsse, Investitionszuschüsse und passiven Rechnungsabgrenzungsposten 
	4.7.1 
	4.7.2 


	5. Übermittlung des Prüfungsberichts 
	6. Zeitpunkt der Bekanntgabe und Anwendungszeitraum 
	7. Härtefallregelung 
	7.1 
	7.2 
	7.3 
	7.3.1 
	7.3.2 
	7.3.3 
	7.3.4 

	7.4 

	8. Änderungs- und Aufhebungsvorbehalt 
	9. Kosten 
	Rechtsmittelbelehrung 
	Hinweis
	Anlage 1
	Anlage 2

	Impressum 



